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George W. Bush in Nöten: 


Lassen Sie sich 
nicht verführen, 


3 F 
ii 


Wahrheit » Klarheit » Offenheit 


»Ein kurzer Plausch am Rande der Gala des Amerikanisch-Jüdischen Komitees in Washing- 
ton: Präsident Robert Goodkind, US-Präsident George Bush und Kanzlerin Angela Merkel« 
(Foto und Text: Nürnberger Zeitung, 6.5.2006) 


Merkels Zusage: »Wir sind Israel verpflichtet« 


Bundeskanzlerin Angela Merkel 
beteuerte bei ihrem USA-Besuch 
Anfang Mai dem Amerikanisch-Jü- 
dischen Komitee in Washington die 
volle politische Unterstützung der 
Bundesrepublik in der Iran-Frage. 


Israel drängt die USA schon seit 
Monaten zu einem Angriff und hat 
gedroht, notfalls im Alleingang Zie- 
le im Iran zu bombardieren. 


Parallel laufen die amerikani- 
schen Planspiele für einen neuen 


Krieg, um den Aufstieg Irans zu ei- 
ner Atommacht zu verhindern. 


Doch jetzt kommt die »einzige 
Supermacht« in Nöte: Der neue 
russisch-chinesische Machtblock 
»SCO« plant, den Iran als Vollmit- 
glied aufzunehmen und damit vor 
Aggressionen zu schützen. Frau 
Merkel sollte sich hüten, die BRD 
in diese Machtkämpfe hineinzuzie- 
hen! 


(Näheres dazu siehe Seiten 5-8) 


Jugendgewalt explodiert S.2 


Politisch korrekte 
Pressearbeit Ss 


Hintergründiges zur 
Politik der USA 


S.5-8 
»Google« & Co.: Der 
große Bruder wacht S.9-10 


Mikrozensus und der 
Deutschen Totenschein Smii 
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Das offene Wort 


Aber hallo! 


Wenn beispielsweise in unserer 
Stadt Villingen-Schwenningen 
zwei dunkelhäutige Mitbürger 
in betrunkenem Zustand einen 
vielleicht ähnlich alkoholisierten 
hellhäutigen Nachtschwärmer 
auf dem Muslenplatz zusam- 
menschlagen, dann steht dies 
- eventuell - zwei Tage darauf 
als dreizeilige Randnotiz in der 
örtlichen Tageszeitung. 


Klar, daß dabei die dunkle 
Häutigkeit der Schläger nicht 
erwähnt werden dürfte, weil 
dies politisch unschicklich und 
unkorrekt ist. 


Wehe aber, das Opfer ist kein 
Deutsch-Deutscher, sondern 
ein Äthiopien-Deutscher wie 
Herr Ermyas M. aus Potsdam. 
Dann ist medienmäßig deutsch- 
landweit, ja europa- und welt- 
weit die Hölle los und es gibt 
betroffenheitsrituelle Mahnwa- 
chen, Demos, Polit-Krokodils- 
tränen und Gottesdienste ohne 
Ende. 


Die Bundeskanzlerin zeigt 
sich von diesem »abscheuli- 
chen Verbrechen erschüttert«, 
der Generalbundesanwalt über- 
nimmt, weil er die innere Si- 
cherheit des Staates gefährdet 
sieht, und Politiker schämen 
sich nicht, weltweit rufschädi- 
gend vor einem Deutschland- 
besuch zu warnen. 


Und besonders auffallend, die 
Täter stehen schwuppdiwupp 
fest: »Böse deutsche Rechts- 
radikale«. Wer oder was denn 
sonst?! 


Wenn sich dann aber im Ver- 
lauf sorgsamer polizeilicher Er- 
mittlungsarbeit herausstellen 
sollte, daß das »Opfer« selber 
provozierte und äußerst ag- 
gressiv war, dann ist schlagar- 
tig Schweigen im ach so demo- 
kratischen Blätterwald. 


So ist das halt in unserer hoch- 
gelobten Mediendemokratie. 


Jürgen Schützinger 
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Die Jugendgewalt explodiert 


WZ Mittwoch, 31. Mai 2006 


Türkische Jugendliche häufiger gewalttätig 


Hannover (dpa). Türkische Jugendliche sind nach einer Studie des 
Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen (KFN) über- 
proportional häufig gewalttätig. Das berichtete die „Financial Times 
Deutschland“ unter Berufung auf die noch nicht vollständig veröf- 
fentlichte Untersuchung. Demnach seien türkische Jugendliche bei 
Gewalt unter Schülern vier Mal häufiger Täter, als es dem Bevölke- 


rungganteil entspreche. 


»Verprügelt, vergewaltigt und gefilmt« 


So lautet die Überschrift eines 
»SPIEGEL ONLINE«-Artikels vom 
13. Juni. 


Es wird über die neueste »Mode« 
von Berliner Jugendbanden be- 
richtet: »Prügeln allein reicht nicht 
mehr. Jugendliche filmen Gewalt - 
immer öfter auch sexuelle Übergrif- 
fe - mit ihren Handys.« Diese Filme 
werden dann ungefragt Hunderten 
anderen Jugendlichen auf deren 
Handys überspielt. 


»Ausgestattet mit ihren Han- 
dy-Kameras ziehen sie durch die 
Straßen auf der Suche nach immer 
neuen Motiven: Ein Angetrunkener, 
dem man mit einem schweren Tritt 
ins Gesicht die Nase zertrümmert, 
ein Straßenkampf, bei dem sechs 
Jugendliche einen am Boden Lie- 
genden in sämtliche Körperteile 
treten, ein Mädchen, das vor lau- 
fenden Kameras geschlagen und 
verbal erniedrigt wird, Pornogra- 
phie und Tierquälereien — es gibt 
keine Grenzen in der Darstellung 
menschlichen und tierischen Lei- 
dens.« 


Zur Herkunft der im Bericht an- 
geführten »Ghetto-Jugendlichen« 
begnügt sich der »SPIEGEL« mit 
einer einzigen Zeile: »/hre Spra- 
che: Ein Slang aus Deutsch-ara- 
bisch-türkisch«. 


Ähnliches lesen wir bundesweit 
täglich in fast allen Zeitungen. Po- 
lizei, Schulen, Jugendbetreuer und 
Sozialarbeiter stehen dieser Ent- 
wicklung hilflos gegenüber. 

Und was macht die Politik? 
Sie schließt die Augen vor dem 
wachsenden Chaos und fördert 
statt dessen Programme »gegen 


SPIEGEL DER ZEIT 


rechts«. Die Bundesregierung und 
alle Bundesländer geben Millionen 
Euro für einen »Kampf gegen den 
Rechtsextremismus« aus, der in 
vielen Fällen erst herbeigeredet, 
von Provokateuren des Verfas- 
sungsschutzes gesteuert oder von 
skandalgeilen Fernsehreportern 
gegen Bezahlung geschauspielert 
wird. 


Eine Chance für 
echte Rechts-Radikale! 


Deutsche Jugendliche, die für 
Gemeinschaft, Recht und Ordnung 
eintreten, könnten diese Entwick- 
lung nutzen, um sich der Öffentlich- 
keit als Gegenpol zu präsentieren 
und breite Zustimmung und Unter- 
stützung zu finden. Sie könnten so- 
gar den längst fälligen politischen 
Umschwung einleiten, indem sie im 
Straßenbild ordentlich, freundlich, 
friedlich und jederzeit hilfsbereit 
auftreten, Ehrlichkeit und Beschei- 
denheit vorleben. So könnten Sie 
die Politiker Lügen strafen und den 
Deutschen zeigen, daß mit ihnen 
die Zukunft der Nation noch nicht 
verloren ist. Martin Voigt 


ZUM WEINEN 


Frage: 
»Die deutsche Bundes- 
wehr ist laut Grundgesetz 
eine Verteidigungsarmee. 


Warum wird sie jetzt in 
den Kongo geschickt?« 


Antwort: 
»Weil es in Deutschland 
nichts mehr zu verteidigen 
gibt.« 
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Politisch korrekte Pressearbeit 


Rechts lesen Sie eine Pressemel- j . j 
dung vom 29. Mai 2006, die so oder »Jugendliche auf Hessentag drei Mal vergewaltigt 


in ähnlicher Form in mehreren re- Hessisch Lichtenau (ddp-hes). Am Rande des Hessentages in Hes- 

gionalen Tageszeitungen zu finden sisch Lichtenau ist ein 14-jähriges Mädchen von drei jungen Män- 

wer nern vergewaltigt worden. Das Verbrechen ereignete sich bereits 
Politisch korrekt werden dem Le- am frühen Sonntagmorgen, wie die Polizei heute mitteilte. 


ser, der in der Hoffnung auf umfas- 
sende Informationen am Früh- 
stückstisch seine Tageszeitung 


Die Jugendliche war mit einer gleichaltrigen Freundin auf dem Lan- 
desfest unterwegs, verlor diese aber bei einer Veranstaltung aus 


liest, einige pikante Details ver- den Augen. Vor dem Veranstaltungszelt traf sie auf eine Jugend- 
schwiegen, die wohl nicht in die gruppe, zu der auch die drei auf 17 bis 19 Jahre geschätzten, spä- 
Öffentlichkeit dringen sollen. Die- teren Täter gehörten. Sie schloß sich der Gruppe an. Nur wenig 
se Details allerdings stehen im er- später forderten die drei Männer laut Polizeibericht Sex mit ihr, was 
wähnten Polizeibericht, den wir un- sie aber eindeutig abgelehnt habe. Daraufhin zogen die Täter sie in 
ten im Wortlaut wiedergeben. ein nahe gelegenes Gebüsch, wo sie sich nacheinander an ihr ver- 

Im Gegensatz dazu erzeugte gingen. Das Opfer vertraute sich im Laufe des Tages seiner Mutter 


eine »Schlägerei« in Potsdam an, die die Vergewaltigung bei der Polizei anzeigte.« 
ein Rauschen im Bilätterwald ... 


POL-HE: Pressebericht vom Hessentag-Vergewaltigung 


29.05.2006 - 14:03 Uhr, Polizei Werra- büsch, welches eine dort stehende Baum- 
Meißner zum Hessentag gruppe umsäumt. 


Eschwege (ots) - Sonntagnacht (28.05.06), Hier erfolgte der gewaltsam durchgeführ- 
zwischen 01.00 Uhr und 02.00 Uhr kam es te Geschlechtsverkehr durch alle drei Tä- 
ter, 


während des Hessentages zu einer Ver- 
gewaltigung, die am gestrigen Tag ange- Die beiden anderen Jugendlichen blieben 
zeigt wurde. an der Günsteröder Straße stehen. 


Nach dem jetzigen Ermittlungsstand waren Dress jänzıigessvererautesssıchsdennssim 
an dem Vorabend (27.05.06) zwei 14-jäh- Laufe des Tages ihrer Mutter an, die die 
Tat bei der Polizei anzeigte. 


rige Freundinnen um 22.30 Uhr im Rahmen 
der Hessentagsveranstaltung im Bereich Von den drei Tätern liegen folgende Be- 
deserir- res zergesguntgerwegsr schreibungen vor: 


während der Veranstaltung verloren sich Täter 1: polnischer Herkunft, ca. 19 Jah- 
die beiden Mädchen aus den Augen. we ale, Cen 0) Gu Goko Selena a 


Vor dem Zelt kam dann das spätere Opfer gur, schwarzes kurzes Haar; bekleidet 
mit fünf Jugendlichen ins Gespräch, die mit dunkler Jeans, Jeansjacke und weißen 


angaben, aus Frankfurt zu kommen. Schuhen. 
Täter 2: russischer Herkunft, ca. 19 
Jahre alt, ca. 180 cm groß, dunkelblonde 
kurze Haare, pummelige Gestalt. Beklei- 
det mit weiter beigefarbener Stoffjacke, 
Jeans. 


Bei den Jugendlichen soll es sich um 
Personen polnischer und russischer Ab- 
stammung handeln. 


it dieser Gruppe begab sie sich dann 


uf die Suche nach ihrer Freundin. 
char se Can MeO em road, Cea E7 JANS 


alt, blonde hoch gegellt Haare, „Hip- 
hop-mäßige Bekleidung, blaue Augenfarbe. 
Die dort angrenzende Wiese wird teil- Bekleidet mit einer dicken weißen Jacke, 
eise als Pkw-Abstellplatz im Zuge des helle Jeans, weiße Schuhe (K-Swiss-Schu- 
essentages genutzt. he). Person soll auf den Namen Alex hären 
Plötzlich forderten drei der Personen und russisch gesprochen haben. 

das Mädchen auf, mit ihr schlafen zu Hinweise zu der Tat und den Tätern nimmt 
wollen, was eindeutig von ihr abgelehnt die Kripo Eschwege unter 05651/925-0 ent- 
wurde. gegen. 


Der Weg führte vom Bürgerhaus aus in die 
ünsteröder Straße. 


Diese drei Täter zogen dann die 14-Jjäh- Pressestelle Hessentag, Polizeidirektion 
rige auf die angrenzende Wiese in ein Ge- Werra-Meißner, KHK Künstler 


WAS DIE PRESSE VERSCHWEIGT 
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Unsere Demokratie ist in Gefahr! 


1. Die Feinde um uns 


Sie handeln nach den Grundsät- 
zen, die bereits der chinesische 
Staatsdenker der Tschou-Dyna- 
stie (1050-256 v. Zw.) Sun Tsu 
vor 2500 Jahren gab: 


»Die höchste Kunst besteht 
darin, den Widerstand des Fein- 
des kampflos zu brechen ... 


1. Zersetzt alles, was im Lande 
eurer Gegner gut ist. 


2. Verwickelt die Vertreter der 
herrschenden Schichten in ver- 
brecherische Unternehmungen. 


3. Unterhöhlt ihr Ansehen und 
gebt sie im gegebenen Augen- 
blicke der öffentlichen Schande 
ihrer Mitbürger preis. 


4. Nützt auch die Mitarbeit der 
niedrigsten und abscheulich- 
sten Kreaturen. 


5. Stört mit allen Mitteln die Tä- 
ligkeiten der Regierungen. 


6. Verbreitet Uneinigkeit und 
Streit unter den Bürgern des 
feindlichen Landes. 


7. Stachelt die Jungen gegen 
die Alten auf. 


8. Stört mit allen Mitteln die 
Ausrüstung, die Versorgung 
und die Ordnung der feindlichen 
Streitkräfte. 


9. Beeinträchtigt den Willen der 
Krieger des Feindes durch sinn- 
liche Lieder und Musik. 


10. Sendet Huren aus, um das 
Werk des Verfalls zu vervoll- 
ständigen. 


11. Entwertet die Überlieferung 
eurer Feinde. 


12. Seid großzügig mit Verspre- 
chungen und Geschenken, um 
Nachrichten zu kaufen; spart 
überhaupt nicht mit Geld, denn 
so ausgegebenes Geld bringt 
reiche Zinsen ein. 


13. Bringt überall 
Kundschafter unter. 


geheime 


Nur ein Mann, der solche Mit- 
tel zur Verfügung hat und solche 
Verfahren anzuwenden versteht, 
die überall Zersetzung und Streit 
hervorrufen, nur ein solcher 
Mann ist würdig zu herrschen 
und zu befehlen. Ein solcher 
Mann ist ein Schatz für seinen 
Herrn und eine Säule des Staa- 
tes.« 


2. Die Feinde unter uns 


Auf sie treffen die Worte des 
griechischen Redners De- 
mosthenes im vom Feinde be- 
drohten alten Athen aus dem 
Jahre 341 v. Zw. zu, ausgespro- 
chen vor 2350 Jahren: 


»Wir müssen uns darüber klar 
sein, daß wir nie erfolgreich sein 
werden im Kampf gegen den 
Feind jenseits der Stadtmau- 
er, solange wir innerhalb der 
Stadt Menschen haben, die dem 
Feind die Hand über die Mauer 
reichen.« 


3. Von der Freiheit 
zur Diktatur 


Vor der drohenden Entwick- 
lung warnte schon im Jahre 375 
v. Zw. der große griechische 
Staatsdenker und Philosoph 
Platon (428-348) in seiner »Po- 
liteia« (V. Buch, Kap. 63) vor 
2381 Jahren: 


»Wohlan, lieber Freund, wie 
steht es mit der Diktatur? Ist es 
nicht so, daß sich die Demo- 
kratie selber auflöst durch eine 
gewisse Unersättlichkeit in der 
Freiheit? 


Wenn sich Väter daran gewöh- 
nen, ihre Kinder einfach gewäh- 
ren und laufen zu lassen, wie 
sie wollen, und sich vor ihren 
erwachsenen Kindern gerade- 
zu fürchten, ein Wort zu reden; 
oder wenn Söhne schon sein 
wollen wie die Väter, also ihre 
Eltern weder scheuen noch sich 
um ihre Worte kümmern, sich 


GEDANKEN ZUR ZEIT 


nichts mehr sagen lassen wol- 
len, um ja recht erwachsen und 
selbständig zu erscheinen? Und 
wenn auch die Lehrer zittern 
vor ihren Schülern bei solchen 
Verhältnissen und ihnen lieber 
schmeicheln, statt sie sicher und 
mit starker Hand auf einen ge- 
sunden Weg zu führen, so daß 
die Schüler sich nichts mehr aus 
solchen Lehrern machen? 


Überhaupt sind wir schon so 
weit, daß sich die Jüngeren den 
Älteren gleichstellen, ja gegen 
sie auftreten in Wort und Tat 
— die Alten aber setzen sich un- 
ter die Jungen und suchen sich 
ihnen gefällig zu machen, indem 
sie ihre Albernheiten und Unge- 
hörigkeiten übersehen oder gar 
daran teilnehmen, damit sie ja 
nicht den Anschein erwecken, 
als seien sie Spielverderber oder 
auf Autorität versessen. 


Auf diese Weise werden die 
Seele und die Widerstandskraft 
aller Jungen allmählich mürbe. 
Sie werden aufsässig und kön- 
nen es schließlich nicht mehr er- 
tragen, wenn man nur ein klein 
wenig Unterordnung von ihnen 
verlangt. Am Ende verachten 
sie dann auch die Gesetze, weil 
sie niemand und nichts mehr 
als Herr über sich anerkennen 
wollen. Und das ist der schöne, 
Jugendfrohe Anfang der Tyran- 
neil« 


Unsere bedrohte Demokratie 
sollte, will sie am Leben bleiben, 
Friedrich Schillers Mahnung be- 
denken: 


»Was ist die Mehrheit? 
Mehrheit ist der Unsinn, Ver- 
stand ist stets bei wen gen 
nur gewesen« — drum: »Man 
soll die Stimmen wägen und 
nicht zählen!« 
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Hintergründiges zur Politik der USA 


Eine aufsehenerregende Studie amerikanischer Professoren 


Im März 2006 erschien eine Stu- 
die zweier angesehener ame- 
rikanischer Professoren, die 
der sogenannten »realistischen 
Schule« der US-Außenpolitik zu- 
gerechnet werden. Prof. Stephen 
M. Walt von der Harvard Univer- 
sity und Prof. John J. Mearshei- 
mer von der University of Chica- 
go erheben schwere Vorwürfe 
gegen den Einfluß der »Lobby« 
und empfehlen einen Kurswech- 
sel der amerikanischen Außen- 
politik mit Distanz zu Israel. Die 
Studie trägt den Titel »The Israel 
Lobby and U.S. Foreign Policy« 
und wurde in Auszügen vom 
»DeutschlandBrief«  (Bandulet 
Verlag) übersetzt und veröffent- 
licht. 


Vor dem Hintergrund dieser 
Zusammenhänge wird auch 
verständlich, warum sich die 
bundesdeutsche Kanzlerin zum 
Abschluß ihres zweiten USA-Be- 
suches ihrer Amtszeit Anfang Mai 
2006 mit Nachdruck zur beson- 
deren Verantwortung Deutsch- 
lands für Israel bekannte. Hier 
einige Zitate aus der deutschen 
Übersetzung der Studie, die dem 
Leser, der sonst nur die Tages- 
zeitungen liest, die US-Politik 
verständlich machen: 


»US-Außenpoli- 
tik im Würgegriff 
einer Lobby« 


»Die US-Außenpolitik beein- 
flußt in jeder Gegend der Welt 
Ereignisse. Und nirgendwo trifft 
das stärker zu als im Nahen 
Osten, einer Region von immer 
wieder auftretender Instabilität 
und enormer strategischer Be- 
deutung. Vor kurzem hat der Ver- 
such der Bush-Regierung, die 
Region zu einer Gemeinschaft 
von Demokratien zu machen, 
einen hartnäckigen Aufstand im 
Irak verursacht, ebenso einen 


»Ich bin auf einer göttlichen Mission. Gott befahl mir: George, gehe hin und bekämpfe 
diese Terroristen in Afghanistan. Und ich ging! Und dann sagte Gott zu mir: George, gehe 


hin und beende die Tyrannei im Irak. Und ich ging!« 


starken Anstieg der weltweiten 
Ölpreise, terroristische Bomben- 
anschläge in Madrid, London 
und Amman. Wenn so viel für so 
viele auf dem Spiel steht, sollten 
alle Länder die Kräfte verstehen, 
die die US-Außenpolitik im Na- 
hen Osten beeinflussen. 


Die nationalen Interessen der 
USA sollten das primäre Ziel 
der amerikanischen Außenpo- 
litik sein. 

In den letzten Dekaden je- 
doch, und insbesondere seit 


(aus UN 11/05, Seite 9) 


dem Sechs-Tage-Krieg im Jahre 
1967, ist das Verhältnis zu Is- 
rael zum zentralen Bestandteil 
der US-Außenpolitik im Nahen 
Osten geworden. Die Kombinati- 
on der unerschütterlichen Unter- 
stützung der USA für Israel mit 
den damit verbundenen Bemü- 
hungen, der gesamten Region 
Demokratie zu bringen, hat die 
öffentliche Meinung in der ara- 
bischen und islamischen Welt 
entflammt und die Sicherheit der 
USA in Gefahr gebracht. 


PROFESSOREN KRITISIEREN US-POLITIK 
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Diese Situation hat es in der 
politischen Geschichte der USA 
noch nicht gegeben. 


Warum diese Bereitschaft 
der Vereinigten Staaten, die ei- 
gene Sicherheit solchermaßen 
zu vernachlässigen, nur um 
die Interessen eines anderen 
Staates voranzutreiben? 


Man könnte annehmen, daß 
die Verbindung zwischen den 
beiden Staaten auf gemeinsa- 
men strategischen Interessen 
oder zwingenden moralischen 
Imperativen basiert. Wie wir im 
folgenden zeigen werden, erklärt 
jedoch keiner dieser Gründe den 
erstaunlichen Grad der materi- 
ellen und diplomatischen Unter- 
stützung der USA für Israel. 


Vielmehr läßt sich die gesam- 
te Stoßrichtung der US-Politik 
in der Region auf die US-In- 
nenpolitik zurückführen, ins- 
besondere auf die Aktivitäten 
der „israelischen Lobby“. 


Andere Interessenvertretungen 
haben es geschafft, die US-Au- 
ßenpolitik in eine für sie oppor- 
tune Richtung zu bringen, aber 
keine Lobby hat es geschafft, die 
US-Außenpolitik so weit von dem 
Kurs abzubringen, der die natio- 
nalen Interessen Amerikas ei- 
gentlich ausmacht, während sie 
der amerikanischen Bevölkerung 
gleichzeitig eine grundlegende 
Identität von amerikanischen 
und israelischen Interessen vor- 
täuscht. 


Seit dem Oktoberkrieg von 
1973 hat Washington Israel ein 
Maß an Unterstützung zuteil 
werden lassen, das alle Sum- 
men, die anderen Staaten zu- 
kamen, in den Schatten stellt. 


Israel ist seit 1976 der größ- 
te jährliche Empfänger direkter 
wirtschaftlicher und militärischer 
Hilfe und der größte Gesamt- 
empfänger seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Die gesamte US-Hilfe 
an Israel beläuft sich auf über 
140 Milliarden Dollar auf der 
Kaufkraftbasis von 2003. Israel 
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empfängt jährlich ca. drei Mil- 
liarden Dollar an direkten Aus- 
landshilfen, etwa ein Fünftel des 
amerikanischen Entwicklungs- 
hilfebudgets. In Pro-Kopf-Zahlen 
lassen die USA pro Jahr jedem 
Israeli 500 Dollar an direkter 
Unterstützung zukommen. Die- 
se Großzügigkeit ist besonders 
bemerkenswert, wenn man be- 
denkt, daß Israel inzwischen 
ein wohlhabender Industriestaat 
mit einem Pro-Kopf-Einkommen 
ist, das etwa dem von Südkorea 
oder Spanien entspricht. 


Schließlich verschaffen die 
USA Israel Zugang zu Ge- 
heimdienstinformationen, die 
sie ihren NATO-Verbündeten 
verweigern und ignorieren 
schlichtweg Israels Erwerb 
von Nuklearwaffen. 


Zusätzlich dazu gewährt Wa- 
shington Israel ständige diplo- 
matische Unterstützung. 


Seit 1982 haben die USA gegen 
32 Resolutionen des UN-Sicher- 
heitsrates ihr Veto eingelegt, die 
israelkritisch waren — mehr als 
alle Vetos aller anderen Sicher- 
heitsratsstaaten zusammen- 
genommen. Sie blockieren die 
Bemühungen arabischer Staa- 
ten, Israels Nukleararsenal auf 
die Agenda der Internationalen 
Atomenergiebehörde zu setzen. 


Noch wichtiger: wenn man 
sagt, daß Israel und die USA 
vereint sind durch eine ge- 
meinsame terroristische Be- 
drohung, dann ist das kausal 
falsch. 


Es ist eher so, daß die USA zu 
einem guten Teil ein terroristi- 
sches Problem haben, weil sie 
so eng mit Israel verbunden sind, 
nicht andersherum. Die US-Un- 
terstützung für Israel ist nicht die 
einzige Quelle des antiamerika- 
nischen Terrorismus, aber es ist 
eine wichtige, und sie macht es 
umso schwerer, den Kampf ge- 
gen den Terrorismus zu gewin- 
nen. Es steht außer Frage, daß 
z.B. viele Al Kaida-Führer, Bin 
Laden miteingeschlossen, durch 


die israelische Präsenz in Jeru- 
salem und die Misere der Palä- 
stinenser motiviert werden. 


Ein letzter Grund, den strate- 
gischen Wert Israels in Frage 
zu stellen, ist die Tatsache, 
daß es sich nicht wie ein lo- 
yaler Verbündeter verhält. 


Israelische Funktionäre ignorie- 
ren oft US-amerikanische Anfra- 
gen und halten nicht Wort, wenn 
sie hohen US-Führungsperso- 
nen Zusagen gemacht haben 
(inklusive vergangener Zusagen, 
den Siedlungsbau aufzuhalten 
und von „gezielten Ermordun- 
gen“ palästinensischer Führer 
Abstand zu nehmen). Darüber 
hinaus hat Israel heikle US-Mi- 
litärtechnologie an potentielle 
Gegner der USA wie China wei- 
tergegeben, was der Generalin- 
spekteur des US-Außenministe- 
riums als „systematisches und 
zunehmendes Muster unautori- 
sierter Transfers“ bezeichnete. 
Laut dem Obersten Rechnungs- 
hof der Vereinigten Staaten führt 
Israel gegen die USA auch „die 
aggressivsten Geheimdienst- 
operationen aller verbündeter 
Staaten.“ Neben dem Fall von 
Jonathan Pollard, der in den frü- 
hen 80er Jahren große Mengen 
an Verschlußmaterial an Israel 
weitergab (die nachgewiesener- 
maßen Israel an die Sowjetunion 
weiterleitete, um mehr Ausrei- 
sevisa für sowjetische Juden zu 
erhalten), brach 2004 eine neue 
Kontroverse los, als heraus- 
kam, daß eine Schlüsselfigur 
im Pentagon (Larry Franklin) 
Geheiminformationen an einen 
israelischen Diplomaten weiter- 
gegeben hatte, angeblich mit 
Hilfe zweier Funktionäre des 
American-Israel Public Affairs 
Committee (AIPAC). 


Was ist „Lobby“? 


Unsere Verwendung dieses Be- 
griffs soll nicht suggerieren, daß 
„die Lobby“ eine vereinte Bewe- 
gung unter zentraler Führung 
ist, oder daß unter den einzel- 
nen Mitgliedern nicht auch Un- 
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einigkeit über gewisse Themen 
besteht. Nicht alle jüdischstäm- 
migen Amerikaner sind Teil der 
Lobby, weil für viele von ihnen 
Israel kein brennendes Thema 
ist. In einer Umfrage von 2004 
sagten beispielsweise rund 36 
Prozent aller jüdischstämmigen 
Amerikaner aus, daß sie entwe- 
der „nicht sehr“ oder „überhaupt 
nicht“ emotional an Israel gebun- 
den seien. 


Die Lobby verfolgt zwei breitan- 
gelegte Strategien, um US-Un- 
terstützung für Israel voran- 
zutreiben. Zunächst übt sie si- 
gnifikanten Einfluß in Washing- 
ton aus und drängt sowohl den 
Kongreß als auch die Exekutive 
dazu, Israel zu unterstützen. Was 
auch immer die eigenen Ansich- 
ten einzelner Gesetzgeber oder 
Politiker sein mögen, die Lobby 
versucht, die Unterstützung Isra- 
els als kluge politische Wahl dar- 
zustellen. 


Außerdem versucht die Lobby 
sicherzustellen, daß Israel im 
öffentlichen Diskurs positiv dar- 
gestellt wird, indem sie Mythen 
über Israel und seine Gründung 
wiederholt und den israelischen 
Standpunkt in der Tagespolitik 
propagiert. Ziel ist es, zu verhin- 
dern, daß kritische Kommentare 
über Israel in der politischen Are- 
na überhaupt eine faire Anhörung 
bekommen. Die Kontrolle über 
die Debatte ist essentiell, um die 
US-Unterstützung zu erhalten, 
weil eine offene Diskussion über 
die Beziehung beider Länder zu 
einer anderen Politik der Ameri- 
kaner führen könnte. 


Ein Hauptpfeiler der Effizienz 
der Lobby ist ihr Einfluß auf 
den amerikanischen Kongreß, 
wo Israel praktisch immun ge- 
gen Kritik ist. 


Dies allein ist schon eine be- 
merkenswerte Situation, weil 
der Kongreß sich fast nie davor 
scheut, strittige Themen zu be- 
handeln. Ob Abtreibung, Min- 
derheitenförderung, Gesund- 
heitspolitik oder der Sozialstaat 


— eine lebhafte Debatte auf dem 
Kapitolshügel ist sicher. Wenn 
es Israel betrifft, werden die po- 
tentiellen Kritiker jedoch still, und 
kaum eine Debatte kommt auf. 


Ein Grund für den Erfolg der 
Lobby im Kongreß ist es, daß 
einige Schlüsselfiguren im Kon- 
greß christliche Zionisten sind 
wie Dick Armey, der im Septem- 
ber 2002 sagte: „Die absolute 
Priorität meiner Außenpolitik ist 
es, Israel zu beschützen“. Man 
möchte meinen, die absolute 
Priorität eines Kongreßmitglieds 
bestünde darin, „Amerika zu be- 
schützen“, aber so drückte Ar- 
mey sich nicht aus. Es gibt auch 
jüdischstämmige Senatoren und 
Kongreßmitglieder, die dafür ar- 
beiten, daß die US-Außenpolitik 
israelische Interessen unter- 
stützt. 


Pro-israelische Mitarbeiter der 
Kongreßabgeordneten sind eine 
weitere Quelle des Einflusses 
der Lobby. Wie Morris Amitay, 
ein früherer Chef des AIPAC, ein- 
mal zugab: „Es gibt eine Menge 
Leute, die auf Arbeitsebene hier 
oben [auf dem Kapitolshügel] ... 
jüdisch sind, und die bereit sind 
... einige Themen aus der Sicht 
ihres Judentums zu betrachten 
... Diese Leute sind alle in einer 
Position, auf diesen Gebieten die 
Beschlüsse für die Senatoren zu 
treffen ... Man erreicht eine Men- 
ge allein auf dieser Arbeitsebe- 
ne.“ 


Das AIPAC selbstjedoch steht 
im Zentrum des Lobbyeinflus- 
ses auf den Kongreß. 


Der Erfolg des AIPAC geht auf 
seine Fähigkeit zurück, Geset- 
zesgeber und Kongreßmitglieder 
zu belohnen, die seine Agenda 
unterstützen, und jene zu bestra- 
fen, die sie in Frage stellen. Geld 
spielt bei den Wahlen in den USA 
eine kritische Rolle (woran uns 
vor kurzem der Skandal um die 
üblen Machenschaften des Lob- 
byisten Jack Abramoff erinnerte), 
und das AIPAC stellt sicher, daß 
seine Freunde starken finanziel- 
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len Rückhalt durch die Myriaden 
von pro-israelischen Aktionsko- 
mitees erhält. Jene, die als is- 
raelfeindlich eingestuft werden, 
können andererseits sicher sein, 
daß das AIPAC Wahlkampfspen- 
den an ihre politischen Gegner 
leitet. Das AIPAC organisiert 
auch Briefkampagnen und er- 
mutigt Zeitungsredakteure, pro- 
israelische Kandidaten zu unter- 
stützen. 


Im Endeffekt dominiert das 
AIPAC, das de facto ein Organ 
einer ausländischen Regie- 
rung ist, den US-Kongreß. 


Eine offene Debatte über die 
US-Politik gegenüber Israel fin- 
det hier nicht statt, obgleich die- 
se Politik wichtige Konsequen- 
zen für die gesamte Welt hat. So 
ist einer der drei Hauptpfeiler der 
US-Regierung fest entschlossen, 
Israel zu unterstützen. Wie der 
frühere Senator Ernest Hollings 
(D-SC) bemerkte, als er aus dem 
Amt schied: 


„Sie können hier keine andere 
Israelpolitik verfolgen als die, die 
das AIPAC einem vorgibt.“ 


Auch auf die Exekutive hat die 
Lobby maßgeblichen Einfluß. 
Diese Kraft rührt zum Teil vom 
Einfluß her, den jüdischstämmige 
Wähler auf die Präsidentenwah- 
len haben. Trotz ihrer geringen 
Zahl in der Bevölkerung (weniger 
als 3 Prozent) leisten sie gro- 
ße Kampagnenspenden an die 
Kandidaten beider Parteien. Die 
Washington Post schätzte ein- 
mal, daß die Präsidentschafts- 
kandidaten der Demokraten „zu 
60 Prozent ihrer Budgets von 
jüdischstämmiger Unterstützung 
abhängen“. Darüber hinaus zei- 
gen jüdischstämmige Wähler 
eine hohe Wahlbeteiligung und 
konzentrieren sich auf Schlüssel- 
staaten wie Kalifornien, Florida, 
Illinois, New York und Pennsylva- 
nia. Weil sie in knappen Abstim- 
mungen wichtig sind, bemühen 
sich Präsidentschaftskandidaten 
in hohem Maße, jüdische Wähler 
nicht gegen sich zu haben.« 
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Iran künftig unter dem Schutz von vier Atommächten? 


Für die USA und damit auch Isra- 
el wird es weltweit immer enger. 
Immer mehr Staaten ergreifen 
mehr oder weniger offene Maß- 
nahmen, um sich dem US-Im- 
perialismus und den Kriegsan- 
stiftungen Washingtons zu 
entziehen. 


Wenn im Herbst die italienischen 
Soldaten aus dem Irak abziehen, 
sind US-Truppen und Briten so 
ziemlich die letzten Vertreter jener 
Streitkräfte, die den Irak »befreit« 
haben. Die Folgen sind verhee- 
rend, nicht nur für die Menschen 
im Irak, sondern auch für die Be- 
satzungstruppen. Die französische 
Zeitschrift »Raids« hat kürzlich 
vertrauliche Zahlen der US-Verlu- 
ste im Irak veröffentlicht. Demnach 
sind seit dem Einmarsch im Irak 
mehr als 2.400 US-Soldaten ge- 
fallen und mehr als 17.000 verletzt 
worden. Von den psychologischen 
Schäden und noch zu erwarten- 
den Spätfolgen gar nicht zu spre- 
chen. 


An Materialverlusten wurden fol- 
gende Zahlen genannt: 104 Hub- 
schrauber, darunter 14 Chinook 
und 27 Apache (Stückpreis über 
50 Millionen Dollar). Weit über 100 
Fluggeräte und Waffensysteme 
seien schwer beschädigt oder un- 
brauchbar liegengeblieben. Über 
1.400 Militärfahrzeuge, darunter 
49 Abrams-Kampfpanzer M1 und 
mehr als 30.000 Kleinwaffen seien 
zerstört worden. 


Dieser mit Lug und Trug ange- 
zettelte Angriffskrieg könnte für die 
USA schlimmer enden als Vietnam, 
und Präsident Bush weiß nicht, 
wie er sich aus diesem Desaster 
herauswinden soll. 


Angesichts des Milliardengrabes 
und des Chaos im Irak und der 
wiederaufflammenden Kämpfe in 
Afghanistan sucht Bush für seine 
»militärische Option« im Iran nun 
verzweifelt nach einer neuen »Ko- 
alition der Willigen«, stößt aber auf 
zunehmende Abwehr. Sein größ- 
tes Problem ist seit kurzem die 
»Shanghai Cooperation Orga- 


nization (SCO)«, die den Iran als 
Vollmitglied aufnehmen will. 


Von den Lenkern der Weltpolitik 
zunächst wenig beachtet, wurde 
am 14. Juni 2001 von den Staats- 
chefs Chinas, Rußlands, Usbeki- 
stans, Kasachstans, Kirgisiens und 
Tadschikistans eine internationale 
Organisation gegründet, deren 
Charta im Juni 2002 unterzeichnet 
wurde. 


Das nicht ausgesprochene, aber 
erkennbare Ziel der »Shanghai 
Cooperation Organization (SCO)« 
ist es, ein Gegengewicht zu den 
USA zu schaffen und Konflikte 
innerhalb ihres Einflußbereiches 
zu regeln, die den USA einen Vor- 
wand für eine Intervention geben 
könnten. Schon 2005 forderte die 
SCO die USA und andere Entsen- 
derstaaten auf, einen Plan für den 
Rückzug der im Verlauf der Afgha- 
nistan- und Irakkriege verstärkten 
Präsenz US-geführter Truppen in 
ihren Mitgliedsländern vorzulegen. 


In Kürze soll es nun zu einer 
Erweiterung der SCO kommen, 
welche die gesamte US-Strate- 
gie im Nahen Osten blockieren 
könnte: Die SCO will neben der 
Mongolei und den Atommächten 
Indien und Pakistan auch den 
Iran als Vollmitglied aufnehmen. 


Kommt es zu dieser Mitglied- 
schaft, steht der Iran unter dem 
geopolitischen Schutz von vier 
Atommächten. Zudem würde der 
Einflußbereich der SCO mit der 
Aufnahme des Iran bis an die iraki- 
sche Grenze vorrücken. 


Nur aus diesem Grund haben 
die USA, überrascht von dieser 
massiven Blockbildung, den 
Iran noch nicht angegriffen. 


Dabei hatten die USA bereits 
eine UNO-Resolution nach Ka- 
pitel VII vorbereitet, die sie nach 
dem Iran-Bericht der Atombehörde 
IAEA gegen den Iran bei der UNO 
einreichen wollten. Resolutionen 
nach dem Kapitel VII erlauben den 
Einsatz militärischer Gewalt. Die 
angebliche Bereitschaft der USA, 


US-Verteidigungsminister 
Donald Rumsfeld hat die 
»Shanghai Cooperation Or- 
ganization« wegen ihrer Ver- 
bindungen zum Iran kritisiert. 
Der Iran hat derzeit Beobach- 
terstatus in der SCO, welche 
den iranischen Präsidenten 


Mahmud Ahmadinejad zu ei- 
nem Gipfeltreffen Ende Juni 
nach Shanghai eingeladen 
hat. Eine Vollmitgliedschaft 
des Iran in der SCO wird von 
Rußland und China befür- 
wortet. 


Quelle: APA/AP, 5.6.06 


sich den diplomatischen Bemü- 
hungen der Europäer gegenüber 
dem Iran anzuschließen, ist reine 
Augenwischerei. Der wahre Grund 
ist der, daß die USA sich plötzlich 
einem »Block« gegenübersehen, 
der von der Behringstraße bis zu 
den Grenzen der EU reicht, Chi- 
na, Indien und Pakistan umfaßt, 
und mit der Mitgliedschaft des Iran 
bis an die Straße von Hormuz und 
den Persischen Golf reicht, einer 
Hauptschlagader für die weltweite 
Erdölversorgung. 


Wird der Iran Vollmitglied der 
SCO, stehen George W. Bush und 
die Kriegstreiber hinter ihm nicht 
mehr einem isolierten Iran gegen- 
über, sondern einer Macht, die den 
größten Teil der asiatischen Land- 
masse umfaßt. Selbst wenn Geor- 
ge W. Bush diesmal weiß, wo der 
Iran liegt, müßte er seine Angriffs- 
pläne begraben. So ist es kein 
Wunder, daß US-Verteidigungs- 
minister Rumsfeld die Aufnahme 
des Iran in die SCO zu verhindern 
sucht. 


Die Bundeskanzlerin der BRD 
sollte sich hüten, sich bei die- 
sem möglichen weltpolitischen 
Umbruch blindlings an die Seite 
derer zu stellen, die seit Jahren 
mit ihren Aggressionen alles 
Völkerrecht brechen. 


Armin Feldberg 
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»Google« und Co.: 
Der große Bruder wacht ... 


Zensur des Weltnetzes nicht nur in China! 


Seit Beginn des Jahres 2006 
konnte man kaum eine Zeitung 
aufschlagen, ohne einen Arti- 
kel zur Selbstzensur des Such- 
maschinenbetreibers »Google 
Inc.« in China zu lesen. Durch 
die Natur der Sache bedingt, 
schossen auch im weltumspan- 
nenden Datennetz (neudeutsch 
»Internet«) Seiten zum gleichen 
Thema wie Pilze aus dem Bo- 
den. 


Doch was war 
überhaupt geschehen? 


Um seine weltweit führende Po- 
sition zu verteidigen und sich ei- 
nen möglichst guten Platz auf dem 
stark wachsenden chinesischen 
Markt zu erkämpfen, hatte sich 
»Google Inc.« dazu bereit erklärt, 
seine Suchergebnisse in Abspra- 
che mit der chinesischen Regie- 
rung zu filtern. Bei der Benutzung 
des Suchdienstes www.google.cn 
bekommt der Benutzer also nur 
Ergebnisse zu sehen, welche die 
kommunistische Regierung für gut 
befindet. 


Die Vorwürfe in Richtung »Goog- 
le Inc.« reichen von Verrat an der 
eigenen Unternehmensphiloso- 
phie »Don’t be evil« (Sei nicht 
böse), bis hin zur Unterstützung 
eines Unrechtsregimes aus rein 
finanziellen Beweggründen. 


In der Tat ist diese Entwicklung 
sehr bedenklich, denn immer 
mehr Menschen verlassen sich 
bei Recherchen nur noch auf die 
unüberschaubare Informations- 
vielfalt im Netz. Weit über 60 Pro- 
zent nutzen dabei in Deutschland 
für ihre Nachforschungen den 
Suchdienst-Marktführer »Goog- 
le«, Tendenz steigend (»Stern«, 
Nr. 21 vom 18.05.2006). Man kann 
bei der heutigen Informationsflut 
im Netz daher zu Recht behaup- 
ten, was »Google« nicht findet, 
existiert (für den Suchenden) 
nicht. 


Totgeschwiegene 
»Google«-Zensur schon 
vor China längst auch in 
Deutschland praktiziert 


Doch bei all der berechtigten Kritik 
an »Google Inc.« fragt man sich, wa- 
rum es erst jetzt zu solch einer Pro- 
testwelle kommt. Denn in Deutsch- 
land werden schon seit mindestens 
Februar 2005 Suchergebnisse in 
Absprache mit der BPjM (»Bundes- 
prüfstelle für jugendgefährdende 
Medien«) durch »Google« zensiert. 


Die Netzzeitung »FAKTuell«, er- 
langte eine Stellungnahme des 
deutschen »Google«-Pressespre- 
chers, Stefan Keuchel, zu dieser 
freiwilligen Selbstzensur: »Goog- 
le hat sich freiwillig bereit erklärt, 
diese Seiten nicht anzuzeigen...« 
Man sei nicht gezwungen worden, 
wolle aber »selbstverständlich« 
nicht gegen deutsches Strafrecht 
verstoßen. Daß die Initiative von 
»Google« und anderen Anbietern 
ausgegangen sei, bestätigte auch 
die stellvertretende Vorsitzende der 
BPjM, Petra Meier. 


Mittlerweile haben sich im Ver- 
bund »Selbstkontrolle Suchma- 
schinen« unter dem Dach der 
»Freiwilligen Selbstkontrolle Multi- 
media-Diensteanbieter e.V.« (FSM) 
die führenden Suchdienstanbieter 
mit einem Marktanteil von insge- 
samt über 90 % zusammenge- 
schlossen. 


Es wurde von den Mitgliedern 
der »Selbstkontrolle Suchmaschi- 
nen« in vorauseilendem Gehorsam 
vereinbart, keine Verweise (neu- 
deutsch »Links«) mehr als Ergebnis 
zu liefern, die von der BPjM indiziert 
worden sind. Sucht man also mit 
einer der gängigen Suchmaschi- 
nen, wie z.B. »Google«, »Lycos« 
oder »Yahoo« nach von der BPjM 
indizierten Netzseiten, wird kein 
brauchbares Suchergebnis gelie- 
fert. Und das, obwohl die Seiten bei 
den Suchmaschinen bekannt sind. 


UN 6/2006 : Seite 9 


Erstaunliches und 
Erschreckendes über die 
»Weltmacht Google« 


{v 


- , Weitm acht 
009 [e 
Was die größte Suchmaschine 


alles kann - alles plant - alles über uns weiß 


e Mit 113 Milliarden US-Dollar 
ist »Google« dreimal mehr wert 
als BMW. 


« 5.000 Angestellte arbeiten al- 
lein in der Zentrale in Mountain 
View, Kalifornien, USA. 


e Wöchentlich (!) werden 100 
neue Mitarbeiter in Mountain 


View eingestellt und selbst das 
sind der Firma beim derzeitigen 
Wachstum zu wenig. 


e Jeder vierte Mitarbeiter in 
Mountain View ist Aktienmillio- 
när. 


e Mitarbeiter sind offiziell dazu 
angehalten, 10% ihrer Arbeitszeit 
mit »träumen und spinnen« zu 
verbringen. 


e Der einst aus der UdSSR emi- 
grierte Mitgründer Sergey Brin 
träumt davon, daß man »Goog- 
le« eines Tages direkt ans Gehirn 
anschließen kann. 


e In den USA laufen fast 50% 
aller Suchanfragen im Netz über 
»Google«; in Deutschland weit 
über 60%. 


e Anhand der bei der Suche 
nachgefragten Begriffe kann 
»Google« theoretisch über jeden 
Benutzer ein Bewegungsprofil 
erstellen. Wie lange die Daten 
von Nutzern gespeichert werden, 
hält »Google« geheim. 


e Das US-Justizministerium hat 
bereits erste Vorstöße unternom- 
men, an solche Abfragen und 
Profile heranzukommen und war 
teilweise erfolgreich. 


(aus: »Stern«, Nr. 21 vom 18.05.2006) 


ORWELLS VISIONEN WERDEN WAHR 


UN 6/2006 - Seite 10 


Damit schränkt die BPjM über 
90 % des deutschen Suchma- 
schinenmarktes bzw. des ver- 
fügbaren Wissens im weltweiten 
Datennetz ein. 


Als Hinweis auf die vorgenomme- 
ne Zensur erscheint bei »Google« 
am Ende der Ergebnisliste lediglich 
ein mehr oder weniger nichtssa- 
gender Text mit dem Hinweis, es 
seien so und so viele Ergebnisse 
aus Rechtsgründen entfernt wor- 
den. Es folgt ein Verweis, nähere 
Auskünfte über die Rechtsgründe 
fände man auf der Netzseite der 
Organisation »Chilling Effects« (Ei- 
genname, dessen Übersetzung ins 
Deutsche anmaßend wäre). Diese 
Organisation ist ein gemeinsames 
Projekt der Stiftung »Electronic 
Frontier Foundation« und zahlrei- 
cher US-Universitäten und doku- 
mentiert weltweite Zensurbemü- 
hungen im »Internet«. 


Diese können ihre Ursache zum 
einen in Unterlassungsklagen ha- 
ben, wie die Organisation selbst 
mitteilt. Zum anderen aber auch 
in Strafgesetzen, wie im Falle der 
BRD und der oben genannten Ko- 
operation mit der BPjM deutlich 
wird. 


Suchmaschinenbetreiber können 
bei »Chilling Effects« Unterlas- 
sungsanordnungen bzw. andere 
Rechtsgründe in Form von Strafge- 
setzen in eine Datenbank einstel- 
len, so daß sich die Nutzer ein Bild 
davon machen können, welche 
Inhalte ihnen vorenthalten werden. 
Sieht man sich auf den rein eng- 
lischsprachigen Seiten von »Chilling 
Effects« um, erfährt man, daß über 
dreiviertel aller Zensuraufforde- 
rungen aus der Bundesrepublik 
kommen. Deutschland ist damit in 
Sachen Zensur im »Internet« welt- 
weit einsamer Spitzenreiter. 


Ein praktisches Beispiel 


Der geneigte Leser versuche zum 
Beispiel einmal die Netzseite des 
revisionistischen Instituts »Vrij Hi- 
storisch Onderzoek« durch die Be- 
nutzung dieses Institutnamens als 
Suchbegriff bei www.google.de zu 
finden. Es werden zwar zahlreiche 
antifaschistische Seiten mit Hin- 
weisen auf das Institut als Ergeb- 
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nis von »Google Deutschland« ge- 
liefert, nicht aber die Netzpräsenz 
des Instituts selbst. Diese findet 
man mit »Google Deutschland« 
nur über Umwege. Und zwar wenn 
man die Suche über den auf der 
Startseite weiter unten versteckten 
Verweis »Google.com in English« 
durchführt. Dort steht die Insti- 
tutsseite dann an erster Stelle 
bei den Suchergebnissen! 


Es ist jedoch davon auszuge- 
hen, daß Otto Normalverbraucher 
diese Hintertür des Suchdienstes 
»Google« im Glauben an dessen 
vermeintliche Allwissenheit selten 
wahrnehmen wird. Dies um so we- 
niger, da der Hinweis auf das eng- 
lischsprachige, weniger zensierte 
»Google« nur ganz am Anfang, 
also vor (!) einer Suche erfolgt. Wer 
einen Begriff eingibt, suchen läßt 
und wie im Falle des oben genann- 
ten Instituts über das Fehlschlagen 
der Suche informiert wird, hat den 
Verweis zur rettenden Zensurum- 
gehungsmöjglichkeit nicht mehr vor 
sich und wird somit kaum darauf 
zurückkommen. Die vorgenomme- 
ne Zensur auf »google.de« greift. 


Andere Suchmaschinenanbieter 
wie »Lycos«, »AOL« oder »Yahoo« 
weisen ihre Nutzer gar nicht auf die 
vorgenommene Selbstzensur hin 
— Otto Normalverbraucher bleibt 
im Dunkeln. Nur Experten wissen 
Bescheid. 


»Googles« freiwillige 
Selbstzensur trifft somit 
nicht nur Kinderporno- 
und Gewaltseiten 


Unter dem Deckmantel des Ju- 
gendschutzes werden — wie am 
Beispiel »Vriji Historisch Onder- 
zoek« gezeigt — auf diese Weise 
unter anderem mißliebige Posi- 
tionen zur deutschen Geschichte 
unterdrückt, die wissenschaftliche 
Arbeit erschwert und die Mei- 
nunggsfreiheit eingeschränkt. Denn: 
Die Organisation »Chilling Effects« 
belegt, daß eben nicht Pornogra- 
phie o.ä. der Grund zunehmender 
deutscher Zensur sind, sondern 
v.a. »Volksverhetzung« (8130 
StGB) und die »Verwendung von 
Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen« (886a StGB). 


Hier nun im Gegensatz zu den 
Maßnahmen in China nicht von 
Zensur in Deutschland zu sprechen 
und sich mit der Umsetzung natio- 
nalen BRD-Rechts zu entschul- 
digen, ist schlichtweg verlogen. 
Denn auch in China wird »ledig- 
lich nationales Recht umgesetzt«. 
»Google«-Sprecher Keuchel sieht 
das freilich anders: »Ich würde das 
nicht Zensur nennen«; denn solche 
Seiten wolle kein normaler Mensch 
sehen. Wer mal wieder darüber be- 
stimmen soll, was »normal« ist, sagt 
Keuchel nicht. Wie allerdings unter- 
scheidet sich sein Denken von dem 
in der ehemaligen UdSSR oder in 
China? Hier sollte der jüdischstäm- 
mige UdSSR-Emigrant und »Goog- 
le«-Mitbegründer Sergey Brin wirk- 
lich mehr für sein Leben gelernt 
haben und das in seiner Firmen- 
philosophie konsequent umsetzen. 


Festzustellen bleibt, daß nicht nur 
die Chinesen, sondern auch die 
Deutschen in ihrer Informationsbe- 
schaffungsfreiheit entmündigt wor- 
den sind. Alles unter dem Deck- 
mantel von »Freiwilligkeit« und 
vermeintlich grundgesetzmäßigen 
Gesinnungsstrafgesetzen. 


Eine Entmündigung 
der angeblich 
»mündigen Bürger«! 


Sie, lieber UN-Leser, sind nun 
über die Tatsachen und das (Wer 
weiß wie lange noch?) bestehen- 
de Schlupfloch zur Umgehung der 
»Google«-Zensur informiert. Falls 
Ihre Nachbarn noch fest daran 
glauben, sie könnten über »Goog- 
le« und Co. wirklich alles finden, 
geben Sie ihnen diese UN! 


»In einer freien Gesell- 
schaft, in einem Rechts- 
staat, werden falsche 


Behauptungen durch Ar- 
gumente widerlegt, aber 
ihren Anhängern bleibt es 


erlaubt, sie zu behaupten. 
Das Verbieten von fal- 
schen Behauptungen, von 
Dummbheiten oder Lügen, 
ist ein totalitärer Zug.« 


Prof. Dr. Gerard Radnitzky 


WISSEN IST MACHT - NICHTWISSEN OHNMACHT! 
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Mikrozensus und der Deutschen Totenschein 


Seit dem 7. Juni 2006 ist durch die 
»kleine Volkszählung« (Mikrozen- 
sus) hochoffiziell belegt, was jeder 
Deutsche auf der Straße seit vielen 
Jahren sieht: Nicht allein geschätz- 
te 7,3 Millionen Ausländer wohnen 
in Deutschland, sondern darüber 
hinaus 8 Millionen »Deutsche mit 
Migrationshintergrund«. Das macht 
insgesamt 15,3 Millionen Menschen 
(= 20% der Einwohner) in der BRD, 
die Zuwanderer bzw. deren Abkömm- 
linge sind. 

Man beachte: 15,3 Millionen Men- 
schen, die zwar BRD-Einwohner und 
zum Teil deutsche Staatsangehörige 
sind. Jedoch sind diese 20% keines- 
falls deutsche Volkszugehörige. 


Unabhängig von der BRD-Staats- 
angehörigkeit ist deutscher Volkszu- 
gehöriger, wer sich zum deutschen 
Volkstum bekennt, was wiederum 
durch Merkmale wie Abstammung (!), 
Sprache, Erziehung und Kultur bestä- 
tigt wird (Jarras/Pieroth, Kommentar 
zum GG, 7. Auflage, Art.116 Rn.4). 


Im Hinblick auf Sprache, Erziehung 
und Kultur kann man darüber strei- 


ten, inwiefern die heutigen, gezielt 
umerzogenen Deutschen überhaupt 
noch »deutsch« sind. Doch die Ab- 
stammung nimmt ihnen auch keine 
Umerziehung. 


Abstammung im Sinne des Grund- 
gesetzes wiederum meint »die 
natürliche biologische Beziehung 
eines Menschen zu seinen Vorfah- 
ren« (BVerfGE 9, 124,128). Im Um- 
kehrschluß bedeutet dies: Wer keine 
deutschen Vorfahren hat, stammt 
der Natur der Sache nach nicht von 
den Deutschen ab. Er ist somit eben 
kein Deutscher und kann auch keiner 
im biologischen Sinne werden. 


Zu derfür BRD-Verhältnisse verblüf- 
fend offenen Zahl von 15,3 Millionen 
Nicht-Deutschstämmigenberichteten 
Tageszeitungen wie z.B. das »West- 
falen-Blatt« vom 7. Juni 2006 weiter: 
»Der Rückgang der Bevölkerung 
vollzieht sich ausschließlich bei 
den Deutschen ohne Migrations- 
hintergrund.« 

»Deutsche ohne Migrationshinter- 
grund« dürfte hierbei die politisch 
korrekte BRD-Wortschöpfung für 


Liebe Leser, ganz privat: 


Eine traurige Nachricht 


- und ein Trost für die Seele eines Kameraden 


Am 8. Mai, fast symbolträchtig am Gedenktag der bedingungslosen Ka- 
pitulation der deutschen Wehrmacht, ist unser langjähriger Kamerad und 
Mitstreiter Werner Braun (geb. am 19.3.1951) von uns gegangen. 


»Geist und Seele haben meinen geschundenen Körper verlassen, sie le- 
ben weiter für Deutschland« schrieb er in seinem Abschiedsbrief. 


Seit frühester Jugend hatte er sich dem Einsatz für sein geliebtes Deutsch- 
land verschrieben und stellte alle persönlichen Bedürfnisse im Dienst 
volkstreuer Verbände zurück. 

Kein Wunder, daß er schon in den 60er Jahren mit der politischen Justiz 
der BRD Bekanntschaft machte, wodurch er seine berufliche Existenz 
verlor und für rund 25 Jahre als Deutschlehrer nach Spanien ging. 


Als ab 1995 durch die Staatsanwaltschaft Mainz die meisten UN-Mit- 
arbeiter mit Hausdurchsuchungen und Ermittlungsverfahren zu 39 (!) 
»Presseinhaltsdelikten« für Jahre zeitlich und finanziell in der Weiterar- 
beit behindert wurden, opferte Werner Braun seine Ersparnisse und half 
mit, bei einem Leben von »Wasser und Brot« das Weiterbestehen der 
Unabhängigen Nachrichten zu sichern. 

Es wird seiner Seele — wenn sie denn noch lebt — ein Trost sein, daß sich 
in unserem Freundeskreis sofort einige Nachfolger für seine mehrjährige 
Schriftleitung gefunden haben und die Weiterarbeit nicht wie bei ande- 
ren Schriften gefährdet ist, wenn ein führender Mitarbeiter ausfällt. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


deutsches Volk im biologischen Sin- 
ne sein. 


Unser Fazit lautet: Wer dafür 
verantwortlich ist, daß heute die für 
Menschen aller Herren Länder er- 
langbare Staatsangehörigkeit als 
Maßstab dafür gesetzt wird, wer 
Deutscher ist, wer Zuwanderung als 
Lösung des Geburtenrückgangs bei 
den »Deutschen ohne Migrationshin- 
tergrund« bewirbt und fördert — der 
begeht aktiv Völkermord an den 
Deutschen ganz im Geiste des 
»Hooton-Plans« von 1943 (UN-Ar- 
chiv 8861). 


Alle verantwortlichen Kartellpartei- 
en im Bundestag haben damit den 
Totenschein des deutschen Volkes 
bereits ausgestellt. Ob dieser To- 
tenschein aber wirklich Gültigkeit er- 
langt, wann also das Versuchsobjekt 
»deutsches Volk« wirklich tot ist, ent- 
scheidet noch immer jeder Deutsche 
mit. 

Unterschreiben Sie nicht den To- 
tenschein der Deutschen! Zeigen 
Sie den Bundestagsparteien end- 
lich die rote Karte! 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 


ERSCHEINUNGSVERMERK 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
April 2005: 
April 2006: 


38,49 Millionen ” 
38,50 Millionen ? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Februar 2006: 5.047.664 ” 


Mai 2006: 4.535.317 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Februar 2006: 1.558.174." 


(aktuellere Daten wurden noch nicht veröffentlicht) 


Arbeitssuchende: 
Februar 2006: 
Mai 2006: 


Offene Stellen: 
Februar 2006: 
Mai 2006: 


6.112.854 ” 
5.833.654 ” 


463.629 ” 
565.431 ” 


Staatsverschuldung: 
1.507.076.862.993 Euro °) 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro °) 


Schulden pro Kopf: 
16.5.2006: 


13.6.2006: 


18.207 ? 
18.267 ° 


® Bundesagentur für Arbeit, 13.6.2006 
2) Statistisches Bundesamt, 13.6.2006 
3) www.steuerzahler.de, 13.6.2006 
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Abgeordnete genehmigen sich mehr Geld 


Während ein Großteil der Bun- 
desbürger mit Spannung der be- 
vorstehenden Fußball-WM ent- 
gegenfieberte, genehmigten sich 
die Abgeordneten still und heim- 
lich einen zusätzlichen Batzen 
Geld. Der Haushaltsausschuß 
bewilligte eine Erhöhung der mo- 
natlichen Mitarbeiter-Pauschalen 
für jeden der 614 Bundestagsab- 
geordneten von derzeit 10.660 
Euro um weitere 3.000 Euro ab 
1. Oktober. 


Dazu der haushaltspolitische 
Sprecher der SPD, Carsten 
Schneider: »/ch halte das für rich- 
tig« und der von der CDU/CSU, 
Steffen Kampeter: »Ich halte das 
für eine gute Entscheidung«. 


Ebenfalls erhöht werden die Zu- 
wendungen an die Bundestags- 
fraktionen von derzeit jährlich 
61,2 auf 67,6 Millionen Euro. 


Zusätzliche Kosten für den 
Steuerzahler: ca. 28 Millionen 
Euro jährlich. 


Nebentätigkeiten eines Parlamentariers 


Vorsitzender des Konzernbei- 
rats der AXA Konzern AG, Mit- 
glied des Aufsichtsrates der 
AXA Versicherung AG, Mitglied 
des Verwaltungsrates der BASF 
AG, Mitglied des Beirates der 
Commerzbank AG, Mitglied des 
Aufsichtsrates der Deutschen 
Börse AG, Mitglied des Auf- 
sichtsrates der Interseroh AG, 
Mitglied des Beirates der Möller 
& Förster KG, Mitglied des Bei- 
rates der Odewald & Compagnie 
Gesellschaft für Beteiligungen 


mbH, Mitglied des Aufsichtsrates 
der ROCKWOOL Beteiligungs 
GmbH, Mitglied des Beirates der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ernst & Young AG, Rechtsanwalt 
in der Anwaltssozietät Mayer, 
Brown, Rowe & Maw LLP. 


Dies alles sind natürlich nur 
Nebentätigkeiten. Hauptbeschäf- 
tigung von Friedrich Merz (CDU) 
ist natürlich die Ausübung seines 
Mandats als Bundestagsabge- 
ordneter! 

Quelle: Berliner Zeitung, 28.2.06 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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